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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 27* – Richtlinie der Evangelischen
Kirche in Deutschland über die Grund-
sätze zu § 2b des Umsatzsteuergesetzes

(Richtlinie der EKD zu § 2b UStG).
Vom 6. Dezember 2019.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
auf seiner Sitzung am 6. Dezember 2019 aufgrund des
Artikel 9 Grundordnung der EKD, die folgende Richt-
linie der EKD beschlossen.

Richtlinie der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land über die Grundsätze zu § 2b des

Umsatzsteuergesetzes
(Richtlinie der EKD zu § 2b UStG)

Präambel
Diese Richtlinie berücksichtigt die zur Verwirkli-
chung der europarechtlichen Vorgaben erfolgte staat-
liche Neuregelung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes
und regelt die umsatzsteuerrechtlichen Vorgaben der
Tätigkeiten der kirchlichen juristischen Personen des
öffentlichen Rechts im Regelungsbereich des § 2b des
Umsatzsteuergesetzes unter Wahrung des kirchlichen
Selbstbestimmungsrechts und des kirchlichen Körper-
schaftsstatus nach Maßgabe des Artikels 140 des
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Absatz
3 und 5 der Weimarer Reichsverfassung.

§ 1
Geltungsbereich

Diese Richtlinie gilt für die Evangelische Kirche in
Deutschland. Den Gliedkirchen, den gliedkirchlichen
Zusammenschlüssen, sowie den dazu gehörenden
kirchlichen Stiftungen und Anstalten des öffentlichen
Rechts wird empfohlen, entsprechende Regelungen
auf Grundlage dieser Richtlinie zu treffen.

§ 2
Handeln durch kirchliche öffentliche Gewalt

Kirchliche öffentliche Gewalt im Sinne des § 2b Ab-
satz 1 des Umsatzsteuergesetzes umfasst die Wahr-
nehmung der kirchlichen Aufgaben durch die Evan-
gelische Kirche in Deutschland als kirchliche juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts, auch wenn im
Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten Gebühren,
Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden, im
Rahmen des kirchlichen Selbstverständnisses und des
Selbstbestimmungsrechts nach Artikel 140 des
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Absatz

3 der Weimarer Reichsverfassung. Kirchliche Aufga-
ben sind insbesondere seelsorgliche, pastorale, diako-
nische sowie die dazu notwendigen verwaltenden Tä-
tigkeiten.

§ 3
Zusammenarbeit zwischen kirchlichen

juristischen Personen des öffentlichen Rechts
und anderen juristischen Personen des

öffentlichen Rechts
(1)  Kirchliche juristische Personen des öffentlichen
Rechts können zur Erfüllung ihrer öffentlich kirchli-
chen Aufgaben mit anderen kirchlichen oder staatli-
chen juristischen Personen des öffentlichen Rechts
zusammenarbeiten, insbesondere mit dem Bund, den
Ländern, den Kommunen, öffentlich-rechtlichen
Hochschulen, öffentlich-rechtlichen Kammern, öf-
fentlich-rechtlichen Stiftungen und Anstalten.
(2)  Die Zusammenarbeit erfolgt aufgrund des Rechts
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse,
nach dem die Leistungen nur von juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen
oder die Zusammenarbeit wird durch gemeinsame
spezifische öffentliche Interessen bestimmt.

§ 4
Exklusivität der Aufgabenwahrnehmung

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann
festlegen, dass und welche Leistungen nur von juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts erbracht
werden dürfen.
(2)  Sie kann weiterhin festlegen, dass Leistungen
nach Absatz 1 entweder durch die zuständigen kirch-
lichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts
selbst oder durch Zusammenarbeit mit anderen juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts erbracht
werden.

§ 5
Formen der Zusammenarbeit zwischen
kirchlichen juristischen Personen des

öffentlichen Rechts
(1)  Zur gemeinsamen Wahrnehmung von kirchlichen
öffentlich-rechtlichen Aufgaben können insbesondere
folgende Formen der Zusammenarbeit durch Verwal-
tungseinheiten gewählt werden:
a) kirchliche Zweckverbände oder die Beteiligung

an diesen;
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b) kirchliche oder sonstige öffentlich-rechtliche
Zweckvereinbarungen;

c) eigens zur gemeinsamen Erfüllung kirchlicher
Aufgaben errichtete Verwaltungseinrichtungen,
Anstalten des öffentlichen Rechts oder Arbeits-
gemeinschaften oder die Beteiligung an ihnen;

d) andere Formen der Zusammenarbeit auf öffent-
lich-rechtlicher Grundlage;

e) sowie in Kostenteilungsgemeinschaften nach
Maßgabe von Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe f
der Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem vom 28. No-
vember 2006 über das gemeinsame Mehrwerts-
teuersystem (ABl. EU Nr. L 347 S. 1, ber. 2007
Nr. L 335 S. 60, 2017 Nr. L 336 S. 60) mit spä-
teren Änderungen.

(2)  Die Einzelheiten der Zusammenarbeit, insbeson-
dere eine Aufgabenänderung, eine Erweiterung der
Verwaltungseinheiten, der Erlass und die Änderung
einer Satzung, das Ausscheiden von Mitgliedern aus
einem Verband, die Auflösung oder Aufhebung, wer-
den nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kir-
che in Deutschland geregelt.

§ 6
Ergänzende Vorschriften

Für die Evangelische Kirche in Deutschland kann der
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland ergän-
zende Vorschriften durch Rechtsverordnung regeln.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt für die Evangelische Kirche in
Deutschland am 1. Januar 2021 in Kraft und ist für
Umsätze anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2020 ausgeführt werden.
H a n n o v e r, den 31. Januar 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 28* – Änderung der Satzung der
Stiftung der Evangelischen Kirche in

Deutschland zur Wahrnehmung
gesamtkirchlicher Verantwortung in

Wittenberg (Evangelische
Wittenbergstiftung).

Vom 12. September 2019.
Das Kuratorium der Stiftung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland zur Wahrnehmung gesamtkirchli-
cher Verantwortung in Wittenberg - Evangelische
Wittenbergstiftung beschließt aufgrund § 9 Absatz 1
der Satzung der Stiftung der Evangelischen Witten-
bergstiftung folgende Änderung der Satzung:

1. In § 2 Absatz 2 Spiegelstrich 1 werden die Wörter
„die Errichtung eines Zentrums für Gottesdienst
und Predigtkultur,“ durch die Wörter „den Be-
trieb des „Zentrums für evangelische Gottes-
dienst- und Predigtkultur“ in der Lutherstadt Wit-
tenberg,“ ersetzt.

2. § 2 Absatz 2 Spiegelstrich 5 wird wie folgt ge-
fasst:
„die Förderung des kirchlichen Tourismus in
Wittenberg und Entwicklung und Durchführung
spezieller Angebote zur Weckung und Förderung
des Interesse auch von kirchenfernen Touristen
an reformationstheologischen Fragen im Zusam-
menwirken mit den örtlichen Gemeinden, dem
Kirchenkreis und der örtlichen Tourismusbran-
che,“.

3. § 2 Absatz 2 Spiegelstrich 6 wird wie folgt ge-
fasst:
„die Unterstützung der Gliedkirchen und ihrer
Gemeinden bei der geistlichen Erschließung der
Stadt Wittenberg und der Schlosskirche als Un-
terstützung ihres Verkündigungsauftrages,“.

4. § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„Mit der Erfüllung ihres Stiftungszwecks hat die
Stiftung Teil an der Erfüllung des kirchlichen
Auftrags.“

5. § 3 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„Die Stiftung kann zur Unterstützung der Zweck-
erreichung gemäß § 2 einen Betrieb gewerblicher
Art betreiben, dessen etwaige Gewinne aus-
schließlich für den Stiftungszweck zu verwenden
sind.“

6. § 8 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e Satz 1 wird wie
folgt gefasst:
„je einem Vertreter oder einer Vertreterin von
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland und von gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen, die Zuwendungen zum Grund-
stockvermögen der Stiftung in Höhe von mindes-
tens 50.000,00 Euro geleistet haben.“

7. § 8 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e Satz 3 wird wie
folgt gefasst:
„Die Vertretung von höchstens drei dieser Glied-
kirchen kann in Personalunion von einer Person
wahrgenommen werden, auf die sich die betref-
fenden Gliedkirchen geeinigt haben.“

8. § 8 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e Satz 4 wird wie
folgt gefasst:
„In diesem Fall kann die Stimme nur einheitlich
abgegeben werden.“

9. § 8 Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes
Mitglied während der Amtszeit des Kuratoriums
aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf
der Amtszeit des Kuratoriums.“

10. § 12 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Der Vorstand bestellt eine Geschäftsführung der
Stiftung.“
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Nr. 29* – Bekanntmachung der Neu-
fassung der Satzung der Stiftung der
Evangelischen Kirche in Deutschland
zur Wahrnehmung gesamtkirchlicher

Verantwortung in Wittenberg
(Evangelische Wittenbergstiftung).

Vom 10. Februar 2020.
Aufgrund des § 9 Absatz 1 der Satzung der Evangeli-
schen Wittenbergstiftung hat das Kuratorium der Stif-
tung am 12. September 2019 Änderungen der Satzung
der Stiftung der Evangelischen Kirche in Deutschland
zur Wahrnehmung gesamtkirchlicher Verantwortung
in Wittenberg - Evangelische Wittenbergstiftung be-
schlossen. Nachstehend wird der Wortlauf der Sat-
zung bekannt gemacht. Die Neufassung berücksich-
tigt:
1. die Fassung der Bekanntmachung der Satzung vom

5. Dezember 2008 (ABl. EKD 2009 S. 2, ABl.
EKD 2009 S. 82),

2. die Änderungen vom 1. Oktober 2010 (ABl. EKD
2011 S. 145) sowie

3. die Änderungen vom 12. September 2019 (ABl.
EKD 2020 S. 43).

Satzung der Stiftung der Evangelischen Kirche
in Deutschland zur Wahrnehmung

gesamtkirchlicher Verantwortung in
Wittenberg - Evangelische Wittenbergstiftung -

§ 1
Rechtsform, Name, Sitz

(1)  Die Stiftung der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land zur Wahrnehmung gesamtkirchlicher Verantwor-
tung in Wittenberg – Evangelische Wittenbergstiftung
(im Weiteren: Stiftung) ist eine rechtsfähige kirchliche
Stiftung des öffentlichen Rechts im Sinne der §§ 24
Absatz 2, 26 Absatz 1 des Stiftungsgesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Januar 1997 (GVBl. S. 144).
(2)  Die Stiftung hat ihren Sitz in der Lutherstadt Wit-
tenberg.

§ 2
Stiftungszweck

(1)  Einer der bedeutendsten Ursprungsorte der Refor-
mation im 16. Jahrhundert ist Wittenberg. In dieser
Stadt mit ihren historischen Stätten soll die Stiftung
das reformatorische Anliegen Luthers aufnehmen und
immer wieder neu mit Leben füllen. Darüber hinaus
sollen interessierte Besucher und Besucherinnen in die
Geschichte und Bedeutung der von Wittenberg aus-
gehenden Reformation eingeführt und mit den gegen-
wärtigen Bestrebungen zur Erneuerung der evangeli-
schen Kirche vertraut gemacht werden. Die Stiftung
erfüllt ihren Zweck im Zusammenwirken mit der
Evangelischen Kirche in Deutschland in Gemein-
schaft mit ihren lutherischen, reformierten und unier-
ten Gliedkirchen sowie den gliedkirchlichen Zusam-

menschlüssen und in Verbundenheit mit den Kirchen
der Reformation weltweit.
(2)  Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirk-
licht durch
- den Betrieb des „Zentrums für evangelische Got-

tesdienst- und Predigtkultur“ in der Lutherstadt
Wittenberg,

- die verstärkte Nutzung der Schlosskirche als einer
Kirche mit besonderer symbolischer Bedeutung
für Gottesdienst und Verkündigung im Zusam-
menwirken mit der Schlosskirchengemeinde, dem
Predigerseminar und der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland und in Abstimmung mit dem
Eigentümer,

- eine gesamtkirchlich bedeutsame Begegnungs-
und Bildungsarbeit sowie

- den Erwerb des Eigentums an Grundstücken und
Kulturgütern, deren Verwaltung sowie Maßnah-
men zu deren Erhaltung und Sicherung,

- die Förderung des kirchlichen Tourismus in Wit-
tenberg und Entwicklung und Durchführung spe-
zieller Angebote zur Weckung und Förderung des
Interesses auch von kirchenfernen Touristen an re-
formationstheologischen Fragen im Zusammen-
wirken mit den örtlichen Gemeinden, dem Kir-
chenkreis und der örtlichen Tourismusbranche,

- die Unterstützung der Gliedkirchen und ihrer Ge-
meinden bei der geistlichen Erschließung der Stadt
Wittenberg und der Schlosskirche als Unterstüt-
zung ihres Verkündigungsauftrages.

(3)  Mit der Erfüllung ihres Stiftungszwecks hat die
Stiftung Teil an der Erfüllung des kirchlichen Auf-
trags.

§ 3
Gemeinnützigkeit

(1)  Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige und kirchliche Zwecke. Die Mittel
der Stiftung dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke
verwendet werden. Die Organmitglieder erhalten kei-
ne Zuwendungen oder Gewinnanteile aus Mitteln der
Stiftung. Es darf keine Person durch Verwaltungsaus-
gaben, die den Zwecken der Stiftung fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begüns-
tigt werden.
(2)  Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(3)  Die Stiftung kann zur Unterstützung der Zweck-
erreichung gemäß § 2 einen Betrieb gewerblicher Art
betreiben, dessen etwaige Gewinne ausschließlich für
den Stiftungszweck zu verwenden sind.

§ 4
Stiftungsvermögen, Zustiftung, Zuwendungen

(1)  Das Grundstockvermögen der Stiftung besteht
- aus dem Vermögen, das gemäß § 5 Absatz 1 des

Kirchengesetzes über die Errichtung der Stiftung
dieser zugewiesen wurde, und
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- Zuwendungen, die hierzu bestimmt sind (Zustif-
tungen).

(2)  Zustiftungen wachsen dem Grundstockvermögen
zu. Die Stiftung ist berechtigt, aber nicht verpflichtet,
Zustiftungen anzunehmen. Die Stiftung darf auch Zu-
wendungen ohne Zweckbestimmung dem Grund-
stockvermögen zuführen.
(3)  Das Grundstockvermögen ist in seinem Bestand
ungeschmälert zu erhalten. Vermögensumschichtun-
gen sind zulässig, wobei der Grundsatz der Bestands-
erhaltung zu beachten ist.
(4)  Zur Erfüllung des Stiftungszweckes stehen aus-
schließlich die Stiftungserträge sowie etwaige Zuwen-
dungen zur Verfügung, soweit diese nicht zur Ver-
mehrung des Grundstockvermögens bestimmt sind.
(5)  Zur nachhaltigen Erfüllung des Stiftungszweckes
können Stiftungserträge ganz oder teilweise einer
zweckgebundenen Rücklage zugeführt werden, so-
weit für die Verwendung der Rücklage konkrete Zeit-
und Zielvorstellungen bestehen.
(6)  Die Stiftung kann zu den in § 2 genannten Zwe-
cken das Eigentum an Grundstücken und Kulturgütern
erwerben, sie verwalten und Maßnahmen zu ihrer Er-
haltung und Sicherung treffen.
(7)  Die Stiftung kann zur Förderung der in § 2 ge-
nannten Zwecke Zuwendungen zur Ausgabe im Sinne
des Stiftungszwecks einwerben oder entgegenneh-
men. Die Verwendung der Zuwendungen hat zur Er-
füllung des von der oder dem Zuwendenden genannten
Zwecks zu erfolgen. Ist ein solcher nicht ausdrücklich
bestimmt, so ist der Vorstand der Stiftung berechtigt,
Zuwendungen nach pflichtgemäßem Ermessen im
Sinne von § 2 zu verwenden oder aus ihnen in gesetz-
lich zulässiger Höhe zweckgebundene Rücklagen zu
bilden.

§ 5
Förderndes Netzwerk

Die Stiftung strebt die Bildung eines weltweiten Netz-
werkes von Förderern der Schlosskirche und der kirch-
lichen Arbeit in der Schlosskirche an.

§ 6
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 7
Stiftungsorgane

(1)  Stiftungsorgane sind
- das Kuratorium und
- der Vorstand.
(2)  Die Mitglieder der Stiftungsorgane müssen einer
der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland angehören. Bei den nach § 8 Absatz 1
Satz 2 zu berufenden Kuratoriumsmitgliedern kann
der Rat im Einzelfall auch Angehörige anderer Kir-
chen der Reformation berücksichtigen.

(3)  Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind ehren-
amtlich tätig. Auslagen können erstattet werden.

§ 8
Kuratorium

(1)  Das Kuratorium besteht aus
a) dem oder der Vorsitzenden des Rates der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland,
b) dem Landesbischof oder der Landesbischöfin der

Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,
c) dem Leitenden Bischof oder der Leitenden Bi-

schöfin der VELKD,
d) dem oder der Vorsitzenden des Präsidiums der

UEK,
e) je einem Vertreter oder einer Vertreterin von

Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland und von gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen, die Zuwendungen zum Grund-
stockvermögen der Stiftung in Höhe von min-
destens 50.000,00 Euro geleistet haben. Diese
Vertreter oder Vertreterinnen beruft der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland auf Vor-
schlag der jeweiligen Gliedkirche bzw. glied-
kirchlichen Zusammenschlusses. Die Vertretung
von höchstens drei dieser Gliedkirchen kann in
Personalunion von einer Person wahrgenommen
werden, auf die sich die betreffenden Gliedkir-
chen geeinigt haben. In diesem Fall kann die
Stimme nur einheitlich abgegeben werden.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann bis zu drei weitere Mitglieder in das Kuratorium
berufen.
(1a) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann für Mitglieder nach Absatz 1 stellvertretende
Mitglieder berufen. Die Regelungen zum Vorschlags-
recht der jeweiligen Gliedkirche bzw. des jeweiligen
gliedkirchlichen Zusammenschlusses gelten entspre-
chend. Wenn ein Mitglied nach Absatz 1 seine Teil-
nahme an einer Sitzung des Kuratoriums gegenüber
dem Vorstand der Stiftung abgesagt hat, kann das
stellvertretende Mitglied an der Sitzung des Kuratori-
ums stimmberechtigt teilnehmen.
(2)  Die Mitglieder des Kuratoriums nach Absatz 1
Buchstabe a) bis d) scheiden mit Beendigung des Am-
tes aus, das sie nach Absatz 1 Buchstabe a) bis d) inne
haben. Die übrigen Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder des Kuratoriums werden für eine Amtszeit
von sechs Jahren berufen. Eine erneute Berufung ist
zulässig. Solange eine Neuberufung nicht erfolgt ist,
bleiben die bisherigen Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder im Amt. Scheidet ein Mitglied oder ein
stellvertretendes Mitglied während der Amtszeit des
Kuratoriums aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum
Ablauf der Amtszeit des Kuratoriums. Bei Austritt aus
der evangelischen Kirche scheidet das betreffende
Mitglied oder stellvertretende Mitglied mit sofortiger
Wirkung aus dem Kuratorium aus.
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§ 9
Aufgaben des Kuratoriums

(1)  Das Kuratorium hat insbesondere folgende Auf-
gaben:
- für die wirtschaftliche und sparsame Vermögens-

verwendung, Haushalts- und Wirtschaftsführung
sowie die dauernde und nachhaltige Erfüllung der
Stiftungszwecke zu sorgen,

- Grundsätze für die Arbeit der Stiftung und für die
Verwaltung des Stiftungsvermögens festzulegen
und über die Verwendung der Stiftungsmittel zu
beschließen,

- den Vorstand nach § 11 Absatz 1 zu wählen,
- Jahresberichte des Vorstandes entgegenzunehmen,
- die Jahresrechnung einschließlich der Vermögens-

übersicht zu genehmigen,
- dem Vorstand Entlastung zu erteilen,
- den Wirtschaftsplan zu genehmigen,
- Satzungsänderungen zu beschließen.
(2)  Wird die Erfüllung des Stiftungszwecks unmög-
lich oder ändern sich die Verhältnisse derart, dass die
dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungs-
zwecks nicht mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann
das Kuratorium die Änderung des Stiftungszwecks
oder die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung
oder die Auflösung der Stiftung beschließen. Ein Be-
schluss nach Satz 1 wird erst nach Genehmigung durch
die Aufsichtsbehörde wirksam.

§ 10
Vorsitz, Einberufung, Beschlussfähigkeit,

Geschäftsordnung
(1)  Den Vorsitz im Kuratorium führt der oder die
Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland. Sein oder ihr Stellvertreter beziehungs-
weise seine oder ihre Stellvertreterin ist der Landes-
bischof oder die Landesbischöfin der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland.
(2)  Das vorsitzende Mitglied oder bei seiner oder ihrer
Verhinderung das stellvertretend vorsitzende Mitglied
hat mindestens einmal im Jahr schriftlich unter Anga-
be der Tagesordnung eine Sitzung des Kuratoriums
einzuberufen. Die Einladung muss den Mitgliedern
spätestens vier Wochen vor dem Sitzungstermin zu-
gehen. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Der Vor-
stand und die Geschäftsführung nehmen ohne Stimm-
recht an den Kuratoriumssitzungen teil, sofern nicht
das Kuratorium im Einzelfall etwas anderes be-
schließt.
(3)  Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthal-
tungen zählen als nicht abgegebene Stimmen. Bei
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(4)  Beschlüsse nach § 9 Absatz 2 oder über eine Än-
derung der Satzung bedürfen einer Mehrheit von zwei
Dritteln aller Mitglieder des Kuratoriums.

(5)  Über die Sitzung ist ein Protokoll zu führen, das
von dem vorsitzenden Mitglied und einem weiteren
Mitglied des Kuratoriums, das an der
Sitzung teilgenommen hat, zu unterschreiben ist.
(6)  Das Kuratorium kann bei Eilbedürftigkeit Be-
schlüsse im schriftlichen Verfahren fassen, wenn dem
Verfahren kein Mitglied widerspricht. Beschlüsse
nach § 9 Absatz 2 und zur Änderung der Satzung sind
davon ausgeschlossen.
(7)  Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung
geben.

§ 11
Vorstand

(1)  Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern, die für
die Dauer von fünf Jahren vom Kuratorium gewählt
werden. Bei der Wahl ist zu bestimmen, wer dem Vor-
stand vorsitzt und wer das vorsitzende Mitglied ver-
tritt. Wiederwahl ist zulässig. Die Berufung des ersten
Vorstandes nach der Errichtung der Stiftung erfolgt
durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land.
(2)  Die Mitglieder des Vorstandes scheiden neben
dem Fall ihres Todes aus:
- nach Ablauf ihrer Amtszeit,
- durch Rücktritt, der der Stiftung gegenüber erklärt

werden muss, oder
- durch vom Kuratorium ausgesprochene Abberu-

fung.
(3)  Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes vor
Ablauf der Amtszeit ist für den Rest der Amtszeit ein
neues Mitglied zu wählen.

§ 12
Aufgaben des Vorstandes

(1)  Der Vorstand verwaltet die Stiftung. Er hat insbe-
sondere folgende Aufgaben:
- das Stiftungsvermögen sicher und wirtschaftlich

zu verwalten,
- die Errichtung, Ausgestaltung, Finanzierung und

rechtliche Ordnung eines Zentrums für evangeli-
sche Predigtkultur mit der Evangelischen Kirche
in Deutschland zu vereinbaren,

- dem Kuratorium Vorschläge für die Verwendung
der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger
Zuwendungen zu machen,

- den Wirtschaftsplan aufzustellen,
- die Jahresrechnung einschließlich einer Vermö-

gensübersicht aufzustellen,
- dem Kuratorium jährlich einen Bericht über die

Erfüllung des Stiftungszweckes zu geben.
(2)  Der Vorstand bestellt eine Geschäftsführung der
Stiftung. Er beschließt über die Dauer der Bestellung
sowie über die zu übertragenden Aufgaben und Voll-
machten.
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§ 13
Geschäftsführung des Vorstandes

Das Kuratorium kann für die Geschäftsführung des
Vorstandes eine Geschäftsordnung erlassen. Für den
ersten Vorstand nach der Errichtung der Stiftung kann
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland eine
vorläufige Geschäftsordnung erlassen.

§ 14
Vertretung der Stiftung

Die Stiftung wird gerichtlich und außergerichtlich
durch den Vorstand vertreten.
Rechtsgeschäftliche Erklärungen bedürfen, sofern es
sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung
handelt, der Unterschrift zweier Vorstandsmitglieder,
darunter diejenige des vorsitzenden Mitglieds oder des
stellvertretend vorsitzenden Mitglieds.

§ 15
Stiftungsaufsicht

Die Stiftungsaufsicht obliegt der Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland.

§ 16
Vermögensanfall bei Auflösung der Stiftung

Bei Auflösung der Stiftung fällt das Vermögen an die
Evangelische Kirche in Deutschland mit der Auflage,
es für gesamtkirchliche Aufgaben zu verwenden, die
dem Stiftungszweck möglichst nahe kommen.

Nr. 30* – Dritte Verordnung zur
Änderung der Verordnung über die

Kammern und Senate bei den
Kirchengerichten der Evangelischen

Kirche in Deutschland.
Vom 28. Februar 2020.

Auf Grund des § 3 Absatz 2 Satz 2 des Kirchenge-
richtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 6. November 2003 (ABl. EKD S. 408, 409),
das zuletzt durch Kirchengesetz vom 12. November
2014 geändert worden ist (ABl. EKD S. 366), verord-
net der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland:

Artikel 1
§ 2 Satz 2 der Verordnung über die Kammern und Se-
nate bei den Kirchengerichten der Evangelischen Kir-
che in Deutschland vom 6. November 2003 (ABl.EKD
S. 416), zuletzt geändert durch Verordnung vom 3.
Dezember 2010 (ABl.EKD S. 354), wird wie folgt ge-
ändert:
1. Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche
in Deutschland
- Erster Senat in Disziplinarsachen -,“

2. Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2. Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche
in Deutschland

- Zweiter Senat in Disziplinarsachen -,“

Artikel 2
Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

(1)  Diese Verordnung wird erstmals für die Zusam-
mensetzung der Disziplinarsenate angewendet, deren
Amtszeit am 31. Dezember 2025 endet.
(2)  Die Verfahren, die beim Gemeinsamen Senat in
Disziplinarsachen bei dem Kirchengerichtshof der
EKD gerichtshängig sind, werden zuständigkeitshal-
ber dem Ersten Senat in Disziplinarsachen bei dem
Kirchengerichtshof der EKD übertragen.
(3)  Die Verfahren, die beim Lutherischen Senat in
Disziplinarsachen bei dem Kirchengerichtshof der
EKD gerichtshängig sind, werden zuständigkeitshal-
ber dem Zweiten Senat in Disziplinarsachen bei dem
Kirchengerichtshof der EKD übertragen.
H a n n o v e r, den 28. Februar 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 31* – Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) 40/19 (Sozial- und

Erziehungsdienst).
Vom 1. Juli 2019.

Aufgrund des § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetzes EKD-Ost (ARRG. EKD-Ost) vom 5.
November 2008 (ABl. EKD S. 367), zuletzt geändert
am 12. November 2014 (ABl. EKD S. 366), hat die
Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost am 1. Juli
2019 die folgende Arbeitsrechtsregelung beschlossen:

§ 1
Änderung der Anlage Eingruppierungsordnung

Die Anlage Eingruppierungsordnung zur Kirchlichen
Arbeitsvertragsordnung EKD-Ost vom 20. Januar
2010 (ABl. EKD S. 107), zuletzt geändert am 8. De-
zember 2016 (ABl. EKD 2017 S. 95), wird wie folgt
geändert:
In Teil B.10 Sozial- und Erziehungsdienst werden fol-
gende Änderungen vorgenommen:
1. In Entgeltgruppe 9a:

Die Fallgruppe 1 wird wie folgt neu gefasst:
„Beschäftigte als Leiter von Kindertagesstätten mit
einer Durchschnittsbelegung von bis zu 40 Plät-
zen*“.

2. In Entgeltgruppe 9b:
a) Die Fallgruppen 1 und 2 werden gestrichen.
b) Die bisherige Fallgruppe 3 wird Fallgruppe 1

und wie folgt neu gefasst:
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„1. Beschäftigte als Leiter von Kindertages-
stätten mit einer Durchschnittsbelegung von
mindestens 40 Plätzen*“.

c) In Entgeltgruppe 9b wird eine neue Fallgruppe
2 eingefügt:
„2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche An-
ordnung als ständige Vertreter von Leitern von
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbe-
legung von mindestens 70 Plätzen bestellt
sind*“.

d) Die bisherige Fallgruppe 4 wird Fallgruppe 3.
3. In Entgeltgruppe 10:

a) Die Fallgruppen 1 und 2 werden gestrichen.
b) Die bisherige Fallgruppe 3 wird Fallgruppe 1

und wie folgt neu gefasst:
„1. Beschäftigte als Leiter von Kindertages-
stätten mit einer Durchschnittsbelegung von
mindestens 100 Plätzen*“.

c) Die bisherige Fallgruppe 4 wird Fallgruppe 2
und wie folgt neu gefasst:
„2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche An-
ordnung als ständige Vertreter von Leitern von
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbe-
legung von mindestens 130 Plätzen bestellt
sind*“.

d) Die bisherige Fallgruppe 5 wird Fallgruppe 3.
e) Es wird eine neue Fallgruppe 4 eingefügt:

„4. Beschäftigte als Leiter von Kindertages-
stätten mit einer Durchschnittsbelegung von
mindestens 70 Plätzen“.

f) Es wird eine neue Fallgruppe 5 eingefügt:
„5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche An-
ordnung als ständige Vertreter von Leitern von
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbe-
legung von mindestens 100 Plätzen bestellt
sind“.

4. In Entgeltgruppe 11:
a) Die Fallgruppe 2 wird gestrichen. Die bisheri-

ge Fallgruppe 3 wird Fallgruppe 2.
b) Es wird eine neue Fallgruppe 3 eingefügt:

„3. Beschäftigte als Leiter von Kindertages-
stätten mit einer Durchschnittsbelegung von
mindestens 130 Plätzen“.

c) Es wird eine neue Fallgruppe 4 eingefügt:
„4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche An-
ordnung als ständige Vertreter von Leitern von
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbe-
legung von mindestens 180 Plätzen bestellt
sind.“

5. In Entgeltgruppe 12:
Es wird eine neue Fallgruppe 2 eingefügt:
„2. Beschäftigte als Leiter von Kindertagesstätten
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
180 Plätzen“.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. September
2019 in Kraft.
B e r l i n, den 1. Juli 2019

Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost
Christian V o l l b r e c h t

(Vorsitzender)

Nr. 32* – Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) 41/19 (KAVO EKD-Ost).

Vom 1. Juli 2019.
Aufgrund des § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetzes EKD-Ost (ARRG. EKD-Ost) vom 5.
November 2008 (ABl. EKD S. 367), zuletzt geändert
am 12. November 2014 (ABl. EKD S. 366), hat die
Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost am 1. Juli
2019 die folgende Arbeitsrechtsregelung beschlossen:

§ 1
Änderung der KAVO EKD-Ost

Die Kirchliche Arbeitsvertragsordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland Ost vom 20. Januar 2010
(ABI. EKD S. 106), zuletzt geändert am 15. November
2018 (ABl. EKD 2019 S. 24), zuletzt berichtigt am
3. Februar 2020 (ABl. EKD S. 24), wird wie folgt ge-
ändert:
In § 25 wird folgender Absatz angefügt:
„(4) Ab dem 1. Januar 2019 zahlt der Arbeitgeber auf
die Entgeltumwandlung nach Absatz 3 einen Zuschuss
i.H.v. 15 v.H. des jeweiligen sozialversicherungsfrei
in die zusätzliche betriebliche Altersversorgung um-
gewandelten Betrages.“

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 2019 in
Kraft.
B e r l i n, den 1. Juli 2019

Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost
Christian V o l l b r e c h t

(Vorsitzender)

Nr. 33* – Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) 42/19 (KAVO EKD-Ost).

Vom 9. Dezember 2019.
Aufgrund des § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetzes EKD-Ost (ARRG. EKD-Ost) vom 5.
November 2008 (ABl. EKD S. 367), zuletzt geändert
am 12. November 2014 (ABl. EKD S. 366), hat die
Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost am 9. De-
zember 2019 die folgende Arbeitsrechtsregelung be-
schlossen:
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§ 1
Änderung der Kirchlichen

Arbeitsvertragsordnung (KAVO EKD-Ost)
In § 17 werden nach Absatz 3a folgende Absätze an-
gefügt:
1. (3b) Im Fall der Höhergruppierung aufgrund der

Veränderung von Eingruppierungsmerkmalen
durch Arbeitsrechtsregelung ohne Änderung der
Tätigkeit gilt ab dem 1. September 2019 Absatz 3
mit der Maßgabe, dass die Stufenlaufzeit nicht neu
beginnt.

2. (3c) Ist bei einer Höhergruppierung nach Absatz
3b der Unterschiedsbetrag zwischen dem bisheri-
gen und dem neuen· Entgelt geringer.als 105,00 €,
so erhält die/der Beschäftige anstelle des Unter-
schiedsbetrages während der betreffenden Stufen-
laufzeit eine Höhergruppierungszulage in Höhe
von 105,00 €.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. September
2019 in Kraft.
B e r l i n, den 9. Dezember 2019

Arbeitsrechtliche Kommission EKD-Ost
Christian V o l l b r e c h t

(Vorsitzender)

Nr. 34* – Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission nach dem Arbeits-

rechtsregelungsgesetz der EKD
(ARRG-EKD)1.

Stand: März 2020.
Vom 28. Februar 2020.

Mitglieder und stellvertretende Mitglieder der Ar-
beitsrechtlichen Kommission der EKD nach dem Ar-
beitsrechtsregelungsgesetz der Evangelischen Kirche
in Deutschland (ARRG-EKD) sind in Folge der Nach-
benennungen in der Amtsperiode vom 1. April 2019
bis zum 31. März 2023:

1 vom 10.11.1988 (ABl. EKD S. 366), zuletzt geändert am 12.11.2014 (ABl. EKD S. 363)

Mitglieder Stellvertreter/innen
a) entsandt vom Rat der EKD

Carsten Simmer
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Simone Röntgen
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Detlev Fey
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Sigrid Unkel
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Petra Husmann-Müller
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12

Thorsten Quindel
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12

30419 Hannover 30419 Hannover
Helge Johr
Ev.-ref. Kirche
Saarstr. 6
26789 Leer

Martin Mansholt
Ev.-ref. Kirche
Saarstr. 6
26789 Leer

b) davon auf Vorschlag des EWDE
Dr. Jörg Kruttschnitt
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Annegret Utsch
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Patrick Wasmund
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Doris Wedel
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Oliver Märtin
Diakonie Deutschland -
Evangelischer Bundes-
verband
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Ingo Grastorf
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Carolin Frank
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Antje Tillmann
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

c) entsandt von der
Gesamtmitarbeitervertretung der EKD

Brigitte Bruns
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Julian Wijnmaalen
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Marc Lindenberg
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Frank Wittzack
Bevollmächtigter des
Rates der EKD
Charlottenstr. 53/54
10117 Berlin

Bernhard Baumann-
Czichon
Am Hulsberg 8
28205 Bremen

Guilherme Ferreira
Ev. Missionsakademie
Rupertistr. 67
22609 Hamburg

Karin Treiber
Kirchenamt der EKD
Herrenhäuser Str. 12
30419 Hannover

Heinz Bähre
Osterland 27
31832 Springe

d) entsandt von der
Gesamtmitarbeitervertretung des EWDE e.V.

Michael Klein
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Dorothea Wolf
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin
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Sebastian Drechsel
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Charlotte Spiewok
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

Ina Hilse
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

N.N.

Dr. Hermann Lührs
Ev. Werk für Diakonie
und Entwicklung e.V.
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin

N.N.

Gastmitglieder
Landeskirchenrat
Ev.-ref. Kirche

Gesamtausschuss
Ev.-ref. Kirche

- Andreas Purz
Am Markt 1
38529 Nordhorn

Nr. 35* – Berichtigung der Sechsten
Verordnung über das Inkrafttreten des

Arbeitsrechtsregelungsgrundsätze-
gesetzes der EKD.

Vom 28. Februar 2020.
Die Bezeichnung der Sechsten Verordnung über das
Inkrafttreten des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätze-
gesetz der EKD vom 31. Januar 2020 (ABl. EKD S.
24) wird wie folgt berichtigt:
In der Verordnung wird das Wort „Sechste“ durch das
Wort „Siebte“ ersetzt.
H a n n o v e r, den 28. Februar 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

––––––––––––––

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 36 – Kirchengesetz zur Änderung
des Ergänzungsgesetzes zum

Kirchenbeamtengesetz der EKD.
Vom 12. Dezember 2019.

(KABl. S. 306)
Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen-
senates das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Nach § 9a des Kirchengesetzes zur Ergänzung des
Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Ergänzungsgesetz zum Kirchenbeam-
tengesetz der EKD – KBG.EKDErgG) vom 13. De-

zember 2006 (Kirchl. Amtsbl. S. 197), das zuletzt
durch Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Regelung be-
soldungs-, versorgungs- und dienstrechtlicher Vor-
schriften vom 13. Juni 2017 (Kirchl. Amtsbl. S. 51)
geändert worden ist, wird folgender § 9b eingefügt:

„§ 9b
(zu § 76 Abs. 1 Nr. 3 KBG.EKD)

Wird ein Kirchenbeamter oder eine Kirchenbeamtin
durch den Dienstherrn zur Ableistung eines Vorberei-
tungsdienstes oder einer Probezeit außerhalb des Gel-
tungsbereiches des KBG.EKD ohne Besoldung beur-
laubt und bei dem anderen Dienstherrn in ein Beam-
tenverhältnis auf Widerruf oder auf Probe berufen, so
bleibt das bereits bestehende Kirchenbeamtenverhält-
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nis unberührt. Wird am Ende der Probezeit die Be-
währung festgestellt, so ist der Kirchenbeamte oder
die Kirchenbeamtin aus dem Kirchenbeamtenverhält-
nis zu entlassen. Das Recht des Kirchenbeamten oder
der Kirchenbeamtin, aus versorgungsrechtlichen
Gründen einen Antrag auf Entlassung zu stellen, bleibt
unberührt. § 54 Absatz 1 KBG.EKD findet Anwen-
dung.“

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft.
H a n n o v e r, den 12. Dezember 2019

Der Kirchensenat der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Meister

Nr. 37 – Kirchengesetz zur Neuordnung
des Mitarbeitervertretungsrechts und
der Gerichtsbarkeit in mitarbeiterver-

tretungsrechtlichen Streitigkeiten.
Vom 12. Dezember 2019.

(KABl. S. 306)
Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen-
senates das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Dem Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland (Mitarbei-
tervertretungsgesetz – MVG-EKD) in der Neufassung
vom 1. Januar 2019 (Amtsbl. EKD S. 2) wird vorbe-
haltlich der Regelung des Artikels 3 § 1 Absatz 1 Satz
2 zugestimmt.

Artikel 2
Kirchengesetz zur Anwendung des Kirchen-

gesetzes über Mitarbeitervertretungen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (MVG-

EKD-Anwendungsgesetz – MVGEKD-AnwG)

§ 1
(zu § 1 MVG-EKD)

Grundsatz
(1)  Einrichtungen der Diakonie sind auch Zusammen-
schlüsse von Diakonischen Werken mehrerer Glied-
kirchen der Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen.
(2)  Für Einrichtungen der Diakonie, die ihren Haupt-
sitz in einer Gliedkirche im Bereich der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen haben und
dort rechtlich selbständige oder unselbständige Ein-
richtungsteile unterhalten, findet das MVG-EKD nach
Maßgabe dieses Anwendungsgesetzes Anwendung.
(3)  Das MVG-EKD nach Maßgabe dieses Anwen-
dungsgesetzes gilt ferner für Einrichtungen der Dia-
konie, die ihren Hauptsitz im Bereich der Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen haben

und rechtlich selbständige oder unselbständige Ein-
richtungsteile im Bereich einer Gliedkirche außerhalb
der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder-
sachsen unterhalten.
(4)  Das MVG-EKD nach Maßgabe dieses Anwen-
dungsgesetzes gilt ferner für Einrichtungen der Dia-
konie, deren Hauptsitz sich im Bereich einer Glied-
kirche außerhalb der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen befindet und die Einrich-
tungsteile im Bereich einer Gliedkirche der Konföde-
ration evangelischer Kirchen in Niedersachsen unter-
halten. Auf Antrag kann das Diakonische Werk in
Niedersachsen e.V. für diese Einrichtungsteile die An-
wendung dieses Gesetzes ausschließen.

§ 2
(zu § 2 Absatz 1 MVG-EKD)

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
Als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne des
MVG-EKD und im Sinne dieses Kirchengesetzes gel-
ten nicht
1. Personen, die sich in einem Dienstverhältnis nach

den Bestimmungen des Pfarrdienstgesetzes oder
des Pfarrverwaltergesetzes befinden,

2. Vikare und Vikarinnen,
3. Pfarrverwalter und Pfarrverwalterinnen in der Vor-

bereitungszeit.

§ 3
(zu § 5 Absatz 2 MVG-EKD)

Mitarbeitervertretungen
(1)  Für mehrere Dienststellen kann eine gemeinsame
Mitarbeitervertretung gebildet werden, wenn die Mi-
tarbeiterschaften der beteiligten Dienststellen in ge-
trennten Mitarbeiterversammlungen und die oberste
Dienstbehörde zustimmen. Haben mehrere beteiligte
Dienststellen eine im Wesentlichen einheitliche Lei-
tung im Sinne von § 4 Absatz 1 MVG-EKD, so wird
die Zustimmung der obersten Dienstbehörde durch die
Zustimmung der einheitlichen Leitung ersetzt.
(2)  Die Bildung und Zusammensetzung einer gemein-
samen Mitarbeitervertretung kann durch Dienstver-
einbarung geregelt werden,
1. wenn mehrere beteiligte Dienststellen aus der Dia-

konie eine im Wesentlichen einheitliche Dienst-
stellenleitung haben,

2. wenn Dienststellenleitungen aus mehreren Dienst-
stellen durch Verfassung, Gesetz, Satzung, Ord-
nung oder Vertrag jeweils derselben Dienststellen-
leitung einer weiteren Dienststelle weisungsge-
bunden unterstellt sind oder

3. wenn es sich um verbundene Unternehmen ent-
sprechend § 15 Aktiengesetz handelt.

Die Dienstvereinbarung wird nur wirksam, wenn die
Mitarbeiterschaften der beteiligten Dienststellen vor-
her in getrennten Mitarbeiterversammlungen zustim-
men.
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(3)  Die oberste Dienstbehörde bestimmt die ge-
schäftsführende Dienststelle der gemeinsamen Mitar-
beitervertretung.

§ 4
(zu § 5 Absatz 3 MVG-EKD)

Mitarbeitervertretungen
(1)  Für die zum Bereich eines Kirchenkreises gehö-
renden kirchlichen Körperschaften werden gemeinsa-
me Mitarbeitervertretungen zusammen mit dem Kir-
chenkreis gebildet. Für mehrere Kirchenkreise kann
eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet wer-
den. Im Fall des Satzes 2 findet § 3 entsprechende An-
wendung.
(2)  Für Dienststellen der Konföderation evangeli-
scher Kirchen in Niedersachsen können gemeinsame
Mitarbeitervertretungen auch mit Mitarbeitervertre-
tungen im Bereich der beteiligten Kirchen gebildet
werden. Neben der Zustimmung der zuständigen
obersten Dienstbehörde ist auch die Zustimmung des
Rates der Konföderation erforderlich.

§ 5
(zu § 36a Absatz 1 MVG-EKD)

Einigungsstelle
(1)  Für die zum Bereich eines Kirchenkreises gehö-
renden kirchlichen Körperschaften und den Kirchen-
kreis werden anlassbezogen gemeinsame Einigungs-
stellen gebildet. Die Gemeinsame Mitarbeitervertre-
tung gemäß § 3 Absatz 1 kann durch Dienstvereinba-
rung mit den beteiligten Dienststellenleitungen eine
gemeinsame Einigungsstelle bilden. Die Gemeinsame
Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung der
geschäftsführenden Dienststelle verständigen sich auf
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden der Eini-
gungsstelle. Kommt eine Einigung über die Person der
oder des Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt sie
das Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtli-
che Streitigkeiten in analoger Anwendung von § 100
Absatz 1 Arbeitsgerichtsgesetz. Gegen die Entschei-
dung der oder des Vorsitzenden ist die Beschwerde
zum Kirchengerichtshof der EKD (Senat für mitarbei-
tervertretungsrechtliche Streitigkeiten) zulässig.
(2)  Für Diakonische Einrichtungen, die einen Dienst-
stellenverbund darstellen, kann eine gemeinsame Ei-
nigungsstelle gebildet werden.
(3)  Mindestens ein beisitzendes Mitglied muss je-
weils der betreffenden Dienststelle angehören. Die
Beteiligten können sich durch einen Beistand gemäß
§ 61 Abs. 4 MVG-EKD nur dann vertreten lassen,
wenn dieser benanntes beisitzendes Mitglied ist.
(4)  Das Verfahren vor der Einigungsstelle wird durch
schriftlich begründeten Antrag einer der beteiligten
Stellen eingeleitet. Durch Dienstvereinbarung können
weitere Einzelheiten zum Verfahren vor der Eini-
gungsstelle geregelt werden.
(5)  Der Beschluss der Einigungsstelle ist schriftlich
zu begründen und von dem oder der Vorsitzenden zu

unterzeichnen; je eine Ausfertigung ist der Dienstel-
lenleitung und der Mitarbeitervertretung zuzuleiten.
(6)  Die durch die Anrufung und die Tätigkeit der Ei-
nigungsstelle entstehenden Sachkosten, die Entschä-
digung für den Vorsitzenden oder die Vorsitzende so-
wie die Kosten für die beisitzenden Mitglieder, die der
Dienststelle angehören, trägt die Dienststelle.
(7)  Das Landeskirchenamt kann im Einvernehmen
mit den am Diakonischen Werk Evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen e. V. beteiligten Kirchen die
Entschädigungen für die Mitglieder der Einigungs-
stellen durch Rechtsverordnung regeln.

§ 6
(zu § 54 Absatz 1 MVG-EKD)

Bildung von Gesamtausschüssen
(1)  Mit Zustimmung des jeweiligen Diakonischen
Werkes kann ein Gesamtausschuss für das jeweilige
Diakonische Werk gebildet werden. Abweichend von
§ 54 Absatz 1 MVG-EKD kann mit deren Zustimmung
ein gemeinsamer Gesamtausschuss für das Diakoni-
sche Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen
e.V. und das Diakonische Werk der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Oldenburg e.V. gebildet werden.
Der gemeinsame Gesamtausschuss wird unter dem
Namen „Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertre-
tungen (agmav)“ tätig.
(2)  Die Regelungen nach den §§ 54 und 55 MVG-
EKD für den gemeinsamen Gesamtausschuss werden
nach Anhörung der „Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen (agmav)“ durch Rechtsverordnung
getroffen.
(3)  Der Gesamtausschuss wird beim Landeskirchen-
amt gebildet. Die Regelungen nach den §§ 54 und 55
MVG-EKD werden im Einvernehmen mit dem Ge-
samtausschuss getroffen. Kommt eine Einigung nicht
zustande, entscheidet auf Antrag einer Seite das Kir-
chengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche
Streitigkeiten.

§ 7
Bildung von Sprengelarbeitsgemeinschaften

Es können Sprengelarbeitsgemeinschaften der Mitar-
beitervertretungen gebildet werden, die sich bis zu
zweimal im Jahr zur Förderung des Informations- und
Erfahrungsaustausches treffen. Für die Übernahme
der Kosten ist § 30 MVG-EKD entsprechend anzu-
wenden.

§ 8
Übergangsregelungen

(1)  Die Amtszeit der beim Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes bestehenden Mitarbeitervertretungen
endet am 30. April 2021.
(2)  Bis zum Ende der Amtszeit der beim Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes bestehenden Mitarbeiterver-
tretungen finden die §§ 8 und 21 des Kirchengesetzes
der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder-
sachsen über Mitarbeitervertretungen in der am 31.
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Dezember 2019 geltenden Fassung weiterhin Anwen-
dung.
(3)  Die Amtszeit des beim Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes bestehenden Gesamtausschusses der
Mitarbeitervertretungen endet gemäß Nummer 6 der
Regelung über den Gesamtausschuss vom 18. Januar
2017 (Kirchl. Amtsbl. S. 10) am 31. Dezember 2021.
(4)  Auf die Beteiligungsverfahren, die beim Inkraft-
treten dieses Kirchengesetzes nach den Bestimmun-
gen des Kirchengesetzes der Konföderationevangeli-
scher Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeiterver-
tretungen eingeleitet waren, finden die §§ 38 ff. des
Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeitervertretun-
gen in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung
weiterhin Anwendung.
(5)  Die Amtszeit der beim Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes im Amt befindlichen Vertrauensperso-
nen der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie der sie vertretenden Personen endet am
30. April 2021.
(6)  Die Amtszeit der beim Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes im Amt befindlichen Sprecherinnen und
Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden
endet am 30. April 2021.

Artikel 3
Kirchengesetz über das Kirchengericht für

mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
(MVG-Gerichtsgesetz)

§ 1
Errichtung des Kirchengerichts

(1)  Für den kirchengerichtlichen Rechtsschutz nach
dem XI. Abschnitt des Mitarbeitervertretungsgesetzes
der Evangelischen Kirche in Deutschland (MVG-
EKD) wird ein Kirchengericht für mitarbeitervertre-
tungsrechtliche Streitigkeiten (Kirchengericht) errich-
tet. Soweit dieses Kirchengesetz nicht etwas anderes
regelt, sind die Bestimmungen des XI. Abschnitts des
Mitarbeitervertretungsgesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland (MVG-EKD) in der jeweils
geltenden Fassung ergänzend anzuwenden. Das Kir-
chengericht ist eine gemeinsame Einrichtung der Kon-
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
für die Evangelisch-lutherische Landeskirche in
Braunschweig, die Evangelisch-lutherische Landes-
kirche Hannovers, die Evangelisch-Lutherische Kir-
che in Oldenburg und die Evangelisch-Lutherische
Landeskirche Schaumburg-Lippe sowie für deren Di-
akonische Werke. Es hat seinen Sitz am Sitz der Ge-
schäftsstelle der Konföderation.
(2)  Das Kirchengericht gliedert sich in Kammern für
die verfasste Kirche und Kammern für die Diakonie.
Die Kammern werden durch den Rat der Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen jeweils
in der erforderlichen Anzahl gebildet.
(3)  Die Wahrnehmung der Aufgaben der Geschäfts-
stelle des Kirchengerichts regelt der Rat der Konfö-

deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen. Den
auf die Kammern für die Diakonie entfallenden Auf-
wand tragen die beteiligten Diakonischen Werke nach
Maßgabe einer zwischen ihnen zu treffenden Verein-
barung.

§ 2
Zuständigkeitsbereich des Kirchengerichts

(1)  Das Kirchengericht entscheidet auf Antrag über
alle Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung des
MVG-EKD und der Anwendungsgesetze der nach § 1
Absatz 1 Satz 2 beteiligten Kirchen und Diakonischen
Werke ergeben.
(2)  Die Kammern für die verfasste Kirche sind zu-
ständig für Angelegenheiten der kirchlichen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen der beteiligten Kir-
chen sowie für die Angelegenheiten der Gesamtmi-
tarbeitervertretungen bei einer kirchlichen Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung und für die Angelegen-
heiten der Gesamtausschüsse bei den beteiligten Kir-
chen.
(3)  Die Kammern für die Diakonie sind zuständig für
Angelegenheiten der Einrichtungen der Diakonie und
der Diakonischen Werke der beteiligten Kirchen so-
wie für Angelegenheiten der Gesamtmitarbeiterver-
tretungen bei den Diakonischen Werken der beteilig-
ten Kirchen, der Gesamtausschüsse bei den Diakoni-
schen Werken oder des gemeinsamen Gesamtaus-
schusses nach § 54 MVG-EKD.
(4)  Für Angelegenheiten von Mitarbeitervertretun-
gen, die für Dienststellen der Konföderation evange-
lischer Kirchen in Niedersachsen oder der beteiligten
Kirchen sowie für Dienststellen gebildet worden sind,
die sich einem Diakonischen Werk der beteiligten Kir-
chen angeschlossen haben, richtet sich die Zuständig-
keit nach der Größe der beteiligten Dienststellen.
Größte Dienststelle ist die kirchliche Körperschaft,
Anstalt, Stiftung oder Einrichtung der Diakonie, die
am Tag des Eingangs des Antrages beim Kirchenge-
richt die meisten Mitarbeitenden im Sinne von § 2
MVG-EKD in Verbindung mit § 2 MVG-EKD-An-
wendungsgesetz hat. Die Kammern für die verfasste
Kirche sind zuständig, soweit es sich bei der größten
der beteiligten Dienststellen um eine Dienststelle der
verfassten Kirche handelt. Die bei den Diakonischen
Werken bestehenden Kammern sind zuständig, soweit
es sich bei der größten der beteiligten Dienststellen um
eine Dienststelle der Diakonie handelt.

§ 3
Bildung und Zusammensetzung der Kammern

(1)  Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen beruft zu Mitgliedern des Kirchen-
gerichts die erforderliche Anzahl von Vorsitzenden
und beisitzenden Mitgliedern der Kammern.
(2)  Vorsitzende und beisitzende Mitglieder müssen zu
kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evange-
lischen Kirche in Deutschland wählbar sein.
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(3)  Die Vorsitzenden der Kammern für die verfasste
Kirche werden auf gemeinsamen Vorschlag der Lei-
tungen der beteiligten Kirchen und ihrer Gesamtaus-
schüsse berufen. Die Vorsitzenden der Kammern für
die Diakonie werden auf gemeinsamen Vorschlag des
Diakonischen Dienstgeberverbandes Niedersachsen
und der bei den Diakonischen Werken bestehenden
Gesamtausschüsse oder des gemeinsamen Gesamt-
ausschusses nach § 54 MVG-EKD berufen. Die Vor-
sitzenden der Kammern müssen die Befähigung zum
Richteramt besitzen. Sie dürfen keinem kirchenleiten-
den Organ einer der beteiligten Kirchen und keiner
Dienststellenleitung gemäß § 4 MVG-EKD angehören
und dürfen weder in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis noch in einem privatrechtlichen Be-
schäftigungsverhältnis zu einer kirchlichen Körper-
schaft oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb
der Evangelischen Kirche in Deutschland stehen.
(4)  Die eine Hälfte der beisitzenden Mitglieder in den
Kammern für die verfasste Kirche wird auf gemein-
samen Vorschlag der Leitungen der beteiligten Kir-
chen berufen. Die andere Hälfte der beisitzenden Mit-
glieder wird auf gemeinsamen Vorschlag der bei den
beteiligten Kirchen bestehenden Gesamtausschüsse
berufen.
(5)  Die eine Hälfte der beisitzenden Mitglieder in den
Kammern für die Diakonie wird auf Vorschlag des
Diakonischen Dienstgeberverbandes Niedersachsen
berufen. Die andere Hälfte der beisitzenden Mitglieder
wird auf gemeinsamen Vorschlag der bei den Diako-
nischen Werken bestehenden Gesamtausschüsse oder
des gemeinsamen Gesamtausschusses gemäß § 54
MVG-EKD berufen.
(6)  Die von den Leitungen der beteiligten Kirchen
oder vom Diakonischen Dienstgeberverband Nieder-
sachsen vorgeschlagenen beisitzenden Mitglieder
müssen beruflich oder ehrenamtlich im kirchlichen
oder diakonischen Dienst tätig sein. Die von den Ge-
samtausschüssen der Mitarbeitervertretungen vorge-
schlagenen beisitzenden Mitglieder müssen zum Mit-
glied einer Mitarbeitervertretung wählbar sein.
(7)  Vom Amt als beisitzendes Mitglied ist ausge-
schlossen,
1. wer infolge eines Richterspruchs die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder
wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten verurteilt wor-
den ist.

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
zur Folge haben kann.

3. wer in einem Beamten- oder privatrechtlichen
Dienstverhältnis am Kirchengericht tätig ist.

Fällt eine der in den Absätzen 2 und 6 und in § 10
MVG-EKD genannten Voraussetzungen für die Be-
rufung als beisitzendes Mitglied nachträglich fort oder
wird das Fehlen einer dieser Voraussetzungen oder das
Vorliegen einer der Ausschlussgründe nach Satz 1
nachträglich bekannt, so ist das beisitzende Mitglied

auf Antrag des Rates der Konföderation oder auf ei-
genen Antrag von seinem Amt zu entbinden. Über den
Antrag entscheidet die nach der Geschäftsverteilung
dafür zuständige Kammer des Kirchengerichts. Vor
der Entscheidung ist das beisitzende Mitglied zu hö-
ren. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die nach Satz
2 zuständige Kammer kann anordnen, dass das beisit-
zende Mitglied bis zu einer Entscheidung über die
Entbindung vom Amt nicht heranzuziehen ist.
(8)  Die Vorsitzenden der Kammern wählen aus ihrer
Mitte für die Dauer von jeweils zwei Jahren den Di-
rektor oder die Direktorin des Kirchengerichts sowie
eine Stellvertretung; diese regeln gemeinsam die Ge-
schäftsverteilung und die Vertretung für alle Mitglie-
der. Die Vorsitzenden können sich eine Geschäftsord-
nung geben.
(9)  Die Amtszeit der Vorsitzenden und der beisitzen-
den Mitglieder beträgt sechs Jahre. Ein Mitglied schei-
det aus, wenn es sein Amt durch schriftliche Erklärung
gegenüber dem Rat der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen niederlegt. Scheidet ein
Vorsitzender oder eine Vorsitzende aus, ist nachzube-
rufen. Ist die Arbeitsfähigkeit der Kammern dadurch
gefährdet, dass zu wenige beisitzende Mitglieder zur
Verfügung stehen, so sind auf Antrag der Direktorin
oder des Direktors des Kirchengerichts beisitzende
Mitglieder nachzuberufen. Für die Nachberufung gel-
ten die Absätze 1 bis 6 entsprechend.
(10)  Die Kammern für die verfassten Kirche führen
ihre Verhandlungen in der Besetzung mit dem oder der
Vorsitzenden, einem der beisitzenden Mitglieder nach
§ 3 Absatz 4 Satz 1 und einem der beisitzenden Mit-
glieder nach § 3 Absatz 4 Satz 2. Die Kammern der
Diakonie führen ihre Verhandlungen in der Besetzung
mit einem oder einer Vorsitzenden, einem der beisit-
zenden Mitglieder nach § 3 Absatz 5 Satz 1 und einem
der beisitzenden Mitglieder nach § 3 Absatz 5 Satz 2.

§ 4
Rechtsstellung der Mitglieder des

Kirchengerichts
(1)  Die Mitglieder des Kirchengerichts sind in ihrer
Entscheidung unabhängig und nur an das geltende
Recht gebunden. Für sie gelten die §§ 19, 21, § 22
Absätze 1 und 2 und § 26 Absatz 3 MVG-EKD ent-
sprechend.
(2)  Die Mitglieder des Kirchengerichts erhalten Rei-
sekostenersatz nach den für die Mitglieder der Lan-
dessynode der Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers geltenden Bestimmungen. Die Vorsit-
zenden erhalten eine Aufwandsentschädigung, die der
Rat der Konföderation im Benehmen mit den betei-
ligten Diakonischen Werken allgemein regelt.

§ 5
Kosten der Verfahren vor dem Kirchengericht

(1)  Auf Antrag setzt der oder die Vorsitzende der
Kammer den Streitwert nach billigem Ermessen fest.
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(2)  Die Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungs-
gesetzes gelten entsprechend, soweit dem nicht kirch-
liche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

§ 6
Durchsetzung von Entscheidungen

Entscheidungen des Kirchengerichts können von den
beteiligten Kirchen mit Mitteln der kirchlichen Auf-
sicht durchgesetzt werden. Im Bereich der Diakonie
können das Diakonische Werk in Niedersachsen e.V.
und das Diakonische Werk der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Oldenburg e.V. mit satzungsmäßigen
Mitteln oder mit Bußgeldern der Entscheidung des
Kirchengerichts Geltung verschaffen.

§ 7
Übergangsregelungen

(1)  Die nach den §§ 59 bis 61 des Kirchengesetzes der
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach-
sen über Mitarbeitervertretungen gebildete Schieds-
stelle wird mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in das
Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche
Streitigkeiten umgewandelt. Sie bleibt bis zum Ablauf
der Amtszeit in ihrer bisherigen Besetzung als Kir-
chengericht bestehen.
(2)  Auf die Verfahren vor der Schiedsstelle, die beim
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes nach den Bestim-
mungen des Kirchengesetzes der Konföderation evan-
gelischer Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeiter-
vertretungen anhängig sind, finden die §§ 38 ff. des
Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeitervertretun-
gen in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung
und die Verordnung des Rates der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über das Ver-
fahren vor der Schiedsstelle weiterhin Anwendung.

Artikel 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2020 unter
der Bedingung in Kraft, dass die Artikel 1 und 3 dieses
Kirchengesetzes gleichlautend durch die Evangelisch-
lutherische Landeskirche in Braunschweig, die Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg und die
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-
Lippe beschlossen werden und diese Kirchengesetze
ebenfalls ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2020 vorse-
hen.
(2)  Das Kirchengesetz der Konföderation evangeli-
scher Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeiterver-
tretungen in der Fassung vom 21. April 2005, das zu-
letzt durch die Verordnung mit Gesetzeskraft vom 25.
Februar 2019 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 4) geän-
dert worden ist, tritt mit Ablauf mit Ablauf des Tages
vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes außer
Kraft.
(3)  Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten
sämtliche Rechtsverordnungen, die auf dem Kirchen-
gesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in

Niedersachsen über Mitarbeitervertretungen gemäß
Absatz 2 beruhen, außer Kraft.
H a n n o v e r, den 12. Dezember 2019

Der Kirchensenat der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Meister

Nr. 38 – Kirchengesetz über die
Rechtsstellung der privatrechtlich

beschäftigten Mitarbeitenden
(Mitarbeitendengesetz – MG).

Vom 12. Dezember 2019.
(KABl. S. 311)

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen-
senates das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1)  Dieses Kirchengesetz gilt für die privatrechtlich
Beschäftigten und zu ihrer Ausbildung Beschäftigten
(Mitarbeitende) der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers und derjenigen Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
der Aufsicht der Landeskirche unterstehen.
(2)  Für Ordinierte in einem privatrechtlichen Beschäf-
tigungsverhältnis bleiben die besonderen Vorschriften
über die dienstlichen Pflichten der Pfarrerinnen und
Pfarrer unberührt.
(3)  Nicht in Absatz 1 genannte kirchliche Einrichtun-
gen wie Vereine und andere Körperschaften sowie
Stiftungen können dieses Kirchengesetz mit Zustim-
mung des Landeskirchenamtes ganz oder zum Teil
anwenden.
(4)  Die Regelungen des Vertrages über die Konföde-
ration evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom
28. März 2014 bleiben unberührt.

§ 2
Grundlagen des kirchlichen Dienstes

(1)  Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag be-
stimmt, das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen.
Alle Personen, die in Anstellungsverhältnissen in der
Kirche tätig sind, tragen dazu bei, dass dieser Auftrag
erfüllt werden kann. Dieser Auftrag ist die Grundlage
der Rechte und Pflichten von Anstellungsträgern so-
wie Mitarbeitenden. Die gemeinsame Verantwortung
für den kirchlichen Dienst verbindet Anstellungsträ-
ger und Mitarbeitende zu einer Dienstgemeinschaft
und verpflichtet sie zu vertrauensvoller Zusammenar-
beit.
(2)  Die kirchlichen Anstellungsträger haben die Auf-
gabe, ihre Dienststellen und Einrichtungen gemäß ih-
rer evangelischen Identität zu gestalten. Sie tragen
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Verantwortung für die evangelische Prägung in den
Arbeitsvollzügen, den geistlichen Angeboten und der
Organisation ihrer Dienststelle oder Einrichtung.
(3)  Die Anstellungsträger haben die Aufgabe, ihre
Mitarbeitenden mit den christlichen Grundsätzen ihrer
Arbeit vertraut zu machen. Sie fördern die Fort- und
Weiterbildung zu Themen des Glaubens und des
christlichen Menschenbildes und berücksichtigen die-
se Themen auch in der kirchlichen Berufsausbildung.
(4)  Der Anstellungsträger soll mit Bewerberinnen und
Bewerbern in den Einstellungsgesprächen erörtern,
dass der Auftrag der Kirche die Arbeitsvollzüge prägt.

§ 3
Mitarbeiterstellen

(1)  Mitarbeitende dürfen nur angestellt werden, wenn
eine freie Mitarbeiterstelle vorhanden ist. Durch
Rechtsverordnung kann geregelt werden, inwieweit
außerplanmäßige Kräfte angestellt werden können.
(2)  Abweichend von Absatz 1 bedarf es zur Anstel-
lung von zur Ausbildung Beschäftigten, Praktikantin-
nen und Praktikanten keiner Mitarbeiterstelle.
(3)  Die Landeskirche und diejenigen Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
der Aufsicht der Landeskirche unterstehen, errichten
für ihre Beschäftigten die erforderlichen Mitarbeiter-
stellen.
(4)  Durch Rechtsverordnung kann geregelt werden,
inwieweit der Beschluss über die Errichtung und Auf-
hebung von Mitarbeiterstellen der Genehmigung be-
darf und welche Stelle für die Genehmigung zuständig
ist. Der Beschluss über die Errichtung einer Mitarbei-
terstelle darf nur gefasst und genehmigt werden, wenn
die erforderlichen Mittel bereitgestellt sind.

§ 4
Stellenausschreibungen

Durch Rechtsverordnung kann geregelt werden, dass
Stellen für Mitarbeitende nur besetzt werden dürfen,
wenn sie zuvor mindestens innerkirchlich ausge-
schrieben waren. In den Stellenausschreibungen ist
auf die Anforderungen an die Kirchenmitgliedschaft
nach § 16 hinzuweisen.

§ 5
Ausbildung und Prüfungen

Das Landeskirchenamt kann Bestimmungen über
Ausbildung und Prüfungen bestimmter Gruppen von
Mitarbeitenden erlassen.

§ 6
Einführung

Zu Beginn ihres Dienstes sollen die Mitarbeitenden in
einem Gottesdienst eingeführt werden.

§ 7
Genehmigungsvorbehalte

(1)  Durch Rechtsverordnung kann geregelt werden,
inwieweit der Beschluss eines Anstellungsträgers über

die Begründung oder die Änderung des Dienst- oder
Ausbildungsverhältnisses einer oder eines Mitarbei-
tenden der Genehmigung bedarf und welche Stelle für
die Erteilung der Genehmigung zuständig ist.
(2)  Durch Rechtsverordnung kann geregelt werden,
inwieweit der Beschluss eines Anstellungsträgers über
die Kündigung eines Dienstverhältnisses der Geneh-
migung bedarf und welche Stelle für die Erteilung der
Genehmigung zuständig ist.
(3)  Der Beschluss über die fristlose Kündigung eines
Dienstverhältnisses ist dem Landeskirchenamt unver-
züglich anzuzeigen.

Abschnitt 2
Allgemeine Rechte und Pflichten

§ 8
Dienstvertragsordnung

(1)  Dienstverträge werden nach den Bestimmungen
einer Dienstvertragsordnung und der diese Dienstver-
tragsordnung ergänzenden oder ersetzenden Arbeits-
rechtsregelungen abgeschlossen. Das Zustandekom-
men der Dienstvertragsordnung regelt das Kirchenge-
setz über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsver-
hältnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im
kirchlichen Dienst.
(2)  In der Dienstvertragsordnung und in den die
Dienstvertragsordnung ergänzenden oder ersetzenden
Arbeitsrechtsregelungen sind die Bestimmungen über
die Verhältnisse des Dienstes und die Entgelte unter
Beachtung der kirchlichen Erfordernisse an den Be-
stimmungen auszurichten, die jeweils für den öffent-
lichen Dienst im Land Niedersachsen gelten. Die Be-
sonderheiten des kirchlichen Dienstes sind insbeson-
dere bei der Festsetzung von Tätigkeitsmerkmalen zu
berücksichtigen. 3§ 9 bleibt unberührt.

§ 9
Zusatzversorgung

Privatrechtlich Beschäftigte erhalten eine Zusatzver-
sorgung nach dem Recht der Landeskirche. Die Leis-
tungen werden auf der Grundlage der Versorgungs-
ordnung und nach Maßgabe des Tarifvertrages über
die zusätzliche Altersversorgung der Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes – Altersvorsorge- TV-Kom-
munal – in seiner jeweils geltenden Fassung gewährt.
Die Anstellungsträger sind verpflichtet, Versiche-
rungsbeiträge an die Zusatzversorgungskasse zu ent-
richten sowie die von der Zusatzversorgungskasse er-
hobenen Sanierungsgelder zur Finanzierung der nach
Maßgabe der Versorgungsordnung festgestellten Be-
sitzstände zu zahlen. Eine Eigenbeteiligung der Mit-
arbeitenden an den Beiträgen zur Zusatzversorgung ist
dem Grund und der Höhe nach in der Dienstvertrags-
ordnung zu regeln.

§ 10 Schweigepflicht
Mitarbeitende dürfen ohne Einwilligung des Landes-
kirchenamtes oder der von ihm bestimmten Stelle über
Angelegenheiten, die der Schweigepflicht unterlie-
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gen, weder vor Gericht noch außergerichtlich aussa-
gen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung, als
Zeuge auszusagen oder ein Gutachten zu erstatten,
kann versagt werden, wenn die Aussage oder das Gut-
achten wichtige kirchliche Interessen gefährden wür-
de.

§ 11
Verantwortung und Verhalten im

Dienstverhältnis
(1)  Alle Mitarbeitenden übernehmen in ihrem Aufga-
benbereich Mitverantwortung für die glaubwürdige
Erfüllung kirchlicher Aufgaben. Sie haben sich ge-
genüber der evangelischen Kirche loyal zu verhalten.
Von allen Mitarbeitenden wird erwartet, dass sie die
Heilige Schrift und das Bekenntnis der evangelisch-
lutherischen Kirche achten und dass sie in ihrem be-
ruflichen Handeln den kirchlichen Auftrag vertreten
und fördern.
(2)  Alle Mitarbeitenden sind verpflichtet, sich inner-
halb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass
die glaubwürdige Ausübung dieses Dienstes nicht be-
einträchtigt wird.

§ 12
Gelöbnis

Die Mitarbeitenden legen zu Beginn ihres Dienstes das
folgende Gelöbnis ab: „Ich gelobe, den mir anvertrau-
ten Dienst treu und gewissenhaft zu erfüllen, Ver-
schwiegenheit zu wahren und mich innerhalb und au-
ßerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass die glaub-
würdige Ausübung meines Dienstes nicht beeinträch-
tigt wird”. Das Gelöbnis soll mit dem Satz schließen:
„Ich gelobe es mit Gottes Hilfe”.

§ 13
Vorwurf einer Dienstpflichtverletzung

Wird einer oder einem Mitarbeitenden von ihrem oder
seinem Anstellungsträger eine Dienstpflichtverlet-
zung vorgeworfen oder hat er oder sie Grund zu der
Befürchtung, dass ihm oder ihr eine Dienstpflichtver-
letzung vorgeworfen wird, so kann er oder sie vom
Anstellungsträger eine Klärung des dem Vorwurf zu-
grunde liegenden Sachverhaltes verlangen.

§ 14
Kandidatur bei staatlichen Wahlen

Auf privatrechtlich Beschäftigte sind die für Kirchen-
beamte und Kirchenbeamtinnen geltenden Vorschrif-
ten über eine Bewerbung um die Aufstellung als Kan-
didat oder Kandidatin für die Wahl zum Europäischen
Parlament, zum Deutschen Bundestag, zu einem ge-
setzgebenden Organ eines Bundeslandes oder zu ei-
nem kommunalen Amt oder Mandat entsprechend an-
zuwenden.

Abschnitt 3
Berufliche Anforderungen

§ 15
Allgemeine Anstellungsvoraussetzungen

(1)  Im kirchlichen Dienst kann nur angestellt werden,
wer
1. die Anforderungen an die Kirchenmitgliedschaft

erfüllt (§ 16),
2. die für den Dienst erforderliche Vorbildung und

Ausbildung erhalten, die vorgeschriebenen Probe-
zeiten und praktischen Dienstzeiten mit Erfolg zu-
rückgelegt und die vorgeschriebenen Prüfungen
bestanden hat,

3. frei von Krankheiten und sonstigen Beeinträchti-
gungen ist, die die Ausübung des Dienstes wegen
der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Be-
dingungen der Ausübung dieser Tätigkeit wesent-
lich hindern.

(2)  Das Landeskirchenamt kann von den Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 1 nach Maßgabe des
§ 16 und der diesen ergänzenden Vorschriften Befrei-
ung erteilen. Es kann bestimmen, dass andere Stellen
die Befreiung nach Satz 1 erteilen können oder dass
die Befreiung als erteilt gilt. Eine erteilte Befreiung
erlischt, wenn sich die in der Person der oder des Mit-
arbeitenden zugrunde gelegten Voraussetzungen än-
dern.
(3)  Das Landeskirchenamt kann von den Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 Befreiung er-
teilen, wenn es im Hinblick auf die Aufgabe verant-
wortet werden kann.
(4)  Erfüllt eine Mitarbeitende oder ein Mitarbeiter ei-
ne Anforderung für die Anstellung im kirchlichen
Dienst nicht oder nicht mehr, so soll der Anstellungs-
träger durch Beratung und Gespräch auf eine Beseiti-
gung des Mangels hinwirken. Ein Mangel im Sinne
von Satz 1 liegt insbesondere in folgenden Fällen vor:
1. Die Voraussetzungen nach Absatz 1 haben bei der

Anstellung nicht vorgelegen oder fallen weg.
2. Eine Befreiung nach Absatz 2 oder 3 besteht nicht

oder nicht mehr.
3. Die oder der Mitarbeitende tritt aus der evangeli-

schen Kirche aus, aus einer anderen Kirche der Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Nieder-
sachsen oder der Vereinigung Evangelischer Frei-
kirchen aus, ohne die Mitgliedschaft in einer an-
deren Kirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
Kirchen in Niedersachsen oder einer Kirche der
Vereinigung Evangelischer Freikirchen zu erwer-
ben.

Kann der Mangel nicht auf andere Weise behoben
werden, so kann nach Abwägung der Umstände des
Einzelfalles als letzte Maßnahme eine außerordentli-
che Kündigung des Dienstverhältnisses aus wichtigem
Grund ausgesprochen werden.

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 3/20   57



§ 16
Anforderungen an die Kirchenmitgliedschaft

für die berufliche Mitarbeit im kirchlichen Dienst
(1)  Die Anforderung an die Kirchenmitgliedschaft
richtet sich nach der Erfüllung des kirchlichen Auf-
trags in seiner konkreten Ausgestaltung.
(2)  Die berufliche Mitarbeit in der Landeskirche setzt
grundsätzlich die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche
der Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer
Kirche voraus, mit der die Evangelische Kirche in
Deutschland in Kirchengemeinschaft verbunden ist.
(3)  Absatz 2 gilt uneingeschränkt für Mitarbeitende,
denen Aufgaben der Verkündigung, der Seelsorge und
der evangelischen Bildung übertragen sind.
(4)  Mitarbeitende, denen eine erhebliche Entschei-
dungs- oder Repräsentationsverantwortung übertra-
gen ist, können auch Mitglied einer anderen christli-
chen Kirche sein. Das Nähere kann durch Rechtsver-
ordnung geregelt werden.
(5)  Sofern es nach Art der Aufgabe unter Beachtung
der Größe der Dienststelle oder Einrichtung und ihrer
sonstigen Mitarbeiterschaft sowie des jeweiligen Um-
felds vertretbar und mit der Erfüllung des kirchlichen
Auftrags vereinbar ist, können für alle übrigen Auf-
gaben auch beruflich Mitarbeitende beschäftigt wer-
den, die keiner christlichen Kirche angehören. Durch
Rechtsverordnung können Aufgabenbereiche be-
stimmt werden, für die Satz 1 keine oder nur einge-
schränkte Anwendung findet.

Abschnitt 4
Schlussvorschriften

§ 17
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Rechts-
stellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. März 2000
(Kirchl. Amtsbl. S. 92), das zuletzt durch die Verord-
nung mit Gesetzeskraft vom 12. Dezember 2017
(Kirchl. Amtsbl. S. 156) geändert wurde, außer Kraft.
H a n n o v e r, den 12. Dezember 2019

Der Kirchensenat der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Meister

Nr. 39 – Kirchengesetz über die digitale
Kommunikation in der Evangelisch-

lutherischen Landeskirche Hannovers
(Digitalgesetz – DigitalG).
Vom 12. Dezember 2019.

(KABl. S. 315)
Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen-
senates das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1)  Dieses Kirchengesetz gilt für die Evangelischlu-
therische Landeskirche Hannovers und deren unselb-
ständige Einrichtungen sowie alle Körperschaften und
Anstalten des öffentlichen Rechts und deren unselbst-
ständige Einrichtungen, die unter der Aufsicht der
Landeskirche stehen (kirchliche Körperschaften). An-
dere Körperschaften können mit Zustimmung des
Landeskirchenamtes beschließen, dieses Kirchenge-
setz für sich anzuwenden.
(2)  Dieses Kirchengesetz gilt für alle Personen, die
digitale Anwendungen in den in Absatz 1 genannten
Körperschaften nutzen.
(3)  Mit Genehmigung des Landeskirchenamtes kön-
nen kirchliche Körperschaften natürlichen oder juris-
tischen Personen außerhalb des Geltungsbereichs
nach Absatz 1 (Dritten) einen Zugriff auf Daten kirch-
licher Körperschaften ermöglichen. Mit Dritten sind
Vereinbarungen zu treffen, die die Einhaltung der
Vorschriften dieses Gesetzes regeln.
(4)  Bei einer Datenverarbeitung im Auftrag gilt Ab-
satz 3 entsprechend. Die Bestimmungen des Daten-
schutzrechts bleiben unberührt.

§ 2
Grundsätze

(1)  Die Nutzung der digitalen Kommunikation und
der Einsatz von Informationstechnik und Software
(IT) soll die Arbeit der beruflich und ehrenamtlich
Mitarbeitenden zur Erfüllung des kirchlichen Auftrags
unterstützen. Der Kreis der zur Nutzung berechtigten
Mitarbeitenden (Nutzende) wird durch Rechtsverord-
nung geregelt.
(2)  Das Landeskirchenamt definiert ein Konzept für
die Infrastruktur der IT zur digitalen Kommunikation
und schreibt dieses regelmäßig fort.
(3)  Das Landeskirchenamt kann einheitliche fachli-
che und technische Standards für die Bereitstellung
und Nutzung von IT unter Berücksichtigung von
Funktionalität, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit er-
lassen, insbesondere um die Funktionsfähigkeit aller
angebotenen Dienste und Services zu gewährleisten.
(4)  Die Landeskirche stellt eine einheitliche IT zur
digitalen Arbeit und Kommunikation für die kirchli-
chen Körperschaften zur Verfügung. Die Anbindung
an die Infrastruktur und die Nutzung bestimmter Pro-
gramme und Verfahren können für verbindlich erklärt
werden (Anschluss- und Benutzungszwang). Das Nä-
here wird durch Rechtsverordnung geregelt.
(5)  Für die Nutzung von IT kann durch das Landes-
kirchenamt von den kirchlichen Körperschaften eine
Gebühr erhoben werden. Das Nähere wird durch
Rechtsverordnung geregelt.
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§ 3
Einheitliche digitale Kommunikation

(1)  Die Nutzenden der digitalen Kommunikation (§ 2
Absatz 1) in den kirchlichen Körperschaften sind in
einem einheitlichen, zentralen landeskirchlichen Ver-
zeichnis zu führen. Für Mitarbeitende in den kirchen-
leitenden Organen der Landeskirche liegt die Pflege
des Verzeichnisses beim Landeskirchenamt. Im Übri-
gen obliegt die Pflege des Verzeichnisses der jeweils
zuständigen kirchlichen Verwaltungsstelle.
(2)  Nutzende erhalten eine persönliche E-Mail-Ad-
resse mit einer vom Landeskirchenamt festgelegten
Domain.
(3)  Das Verzeichnis nach Absatz 1 dient zur Authen-
tisierung von Nutzenden und wird als internes Ad-
ressverzeichnis genutzt. Für die Richtigkeit der An-
gaben im Adressverzeichnis sind die Nutzenden selbst
verantwortlich.
(4)  Nutzername und Kennwort sowie weitere Authen-
tifizierungsmechanismen sind persönlich und vertrau-
lich. Eine Weitergabe ist nicht gestattet.
(5)  Die digitale Kommunikation soll Vorrang vor ei-
ner papiergebundenen Kommunikation haben. Ver-
waltungsprozesse sollen vorrangig digital abgebildet
werden. Dabei ist auf einen schonenden Umgang mit
Ressourcen zu achten.
(6)  Durch Rechtsverordnung sind einheitliche Nut-
zungsbedingungen für die Authentisierung, die E-
Mailnutzung und das Adressverzeichnis festzulegen.
Im Übrigen sind die Rechte und Pflichten der Nutz-
enden bei der Anwendung der digitalen Kommunika-
tion und der IT durch die zuständige kirchliche Kör-
perschaft zu regeln. Für beruflich Mitarbeitende kann
eine Dienstanweisung erlassen werden.

§ 4
Zentrale Anwendungen und Standards

(1)  Die Landeskirche stellt den kirchlichen Körper-
schaften folgende zentrale Anwendungen zur Verfü-
gung:
a) Meldewesen
b) Haushalts- und Rechnungswesen
c) Personalabrechnung
d) E-Mail und Kalender (Groupware)
Die Nutzung dieser Anwendungen ist für alle Körper-
schaften verbindlich (Anschluss- und Benutzungs-
zwang).
(2)  Zur Nutzung der zentralen Anwendungen kann
das Landeskirchenamt Mindeststandards für Software
und Clients (Hardware, Betriebssystem, Sicherheits-
einstellungen) sowie deren Anbindung herausgeben,
um Nutzbarkeit und Sicherheit zu gewährleisten.

§ 5
Kirchennetz und IT-Verbünde

(1)  Die Landeskirche stellt ein kirchliches Datennetz
(Kirchennetz) zur Verfügung. Das Kirchennetz ist ein

zentraler IT-Verbund mit verbindlichen Standards für
Anbindung, Berechtigungen, Sicherheitsniveaus, No-
menklaturen sowie weiteren technischen und organi-
satorischen Standards.
(2)  Für die Definition und Veränderung von Standards
im Kirchennetz ist das Landeskirchenamt zuständig.
(3)  Kirchliche Körperschaften können eine eigene In-
frastruktur (Server) innerhalb des Kirchennetzes unter
Beachtung der definierten Standards betreiben.
(4)  Darüber hinaus können kirchliche Körperschaften
einen eigenen IT-Verbund betreiben, wenn gewähr-
leistet ist, das
a) die Infrastruktur außerhalb des Kirchennetzes

liegt,
b) eine technische und organisatorische Trennung

zum Kirchennetz vorliegt,
c) Zuständigkeiten geregelt sind und die Wirtschaft-

lichkeit gegeben ist und
d) die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes ein-

gehalten werden.
(5)  Für jeden IT-Verbund ist von der verantwortlichen
Stelle eine Informationssicherheitsleitlinie zu erlas-
sen.

§ 6
Informationssicherheit

Im Rahmen der geltenden Bestimmungen über den
Datenschutz und die Informationssicherheit sind das
Landeskirchenamt oder von ihm beauftragte Stellen
berechtigt, innerhalb des Kirchennetzes zur Abwehr
von Gefahren für die Informationssicherheit
a) den im Datennetz der IT-Verbünde anfallenden

Datenverkehr an den Übergabe- und Knoten-
punkten automatisiert zu erheben,

b) die in den IT-Verbünden anfallenden Inhaltsda-
ten automatisiert nach Hinweisen auf Schadpro-
gramme oder Angriffe unverzüglich auszuwer-
ten,

c) die gespeicherten Daten zum Erkennen und
Nachverfolgen von Auffälligkeiten automatisiert
auszuwerten,

d) bei aktuellem Anlass zur Abwehr von Bedrohun-
gen
weitere erforderliche Maßnahmen zu veranlas-
sen, um die Sicherheit der Infrastruktur und der
Daten zu gewährleisten.

Das gleiche gilt für die verantwortliche Stelle eines
anderen IT-Verbundes.

§ 7
Verantwortung, Aufsicht

(1)  Wer die IT im Kirchennetz nutzt, ist für einen re-
gelgerechten Umgang mit den anvertrauten Daten, In-
halten sowie der Hard- und Software verantwortlich.
(2)  Für die Einhaltung der Regelungen ist das Lei-
tungsorgan der jeweiligen kirchlichen Körperschaft
zuständig.
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(3)  Die Verantwortung für einen IT-Verbund trägt die
kirchliche Körperschaft, die den IT-Verbund errichtet
hat.

§ 8
Weitere Regelungen

(1)  Nähere Regelungen können durch Rechtsverord-
nung getroffen werden.
(2)  Für die Umsetzung der aus diesem Kirchengesetz
resultierenden Verpflichtungen der kirchlichen Kör-
perschaften kann das Landeskirchenamt Leitlinien
und Muster empfehlen oder für verbindlich erklären.

§ 9
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Für die technische Anpassung bestehender Systeme
gilt eine Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2021.
H a n n o v e r, den 12. Dezember 2019

Der Kirchensenat der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Meister

D. Mitteilungen aus der Ökumene

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––
.

F. Mitteilungen

Stellenausschreibung
Ev. Kirchenkreisverband, Kreiskirchenamt Eisenach

Für den Ev. Kirchenkreisverband Kreiskirchenamt Ei-
senach (Kirchenkreise Apolda-Buttstädt, Bad Fran-
kenhausen-Sondershausen, Eisenach, Gotha, Walters-
hausen-Ohrdruf und Weimar) mit Sitz in Eisenach und
mit Außenstellen in Sondershausen und Weimar ist
zum 1. Januar 2021 die Stelle

eines Amtsleiters (m/w/d)
neu zu besetzen.
Ausbildungsvoraussetzungen:
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst, zum
Richteramt, Betriebs-/Volkswirt (Univ.-Diplom/Mas-
ter) oder ein vergleichbarer Abschluss.
Arbeitsaufgaben:
- Leitung des Kreiskirchenamtes (als Vorgesetzter

der Beschäftigten des Kreiskirchenamtes, verbun-
den mit der unmittelbaren Dienstaufsicht)

- Zusammenarbeit mit den Superintendenten, Mit-
wirkung in der Leitung der Kirchenkreise

- Organisation der Verwaltungsaufgaben in den Ar-
beitsbereichen Finanzwesen, Personal- und Mel-
dewesen, Grundstücks- und Bauwesen sowie Kin-
dergartenverwaltung für die beteiligten Kirchen-
kreise und ihre Gemeinden

- Beratung der Kirchenkreise und Kirchengemein-
den bei der Erledigung von Verwaltungsaufgaben
und ggf. in juristischen Fragen

- Geschäftsführung des Verwaltungsrates des Ev.
Kirchenkreisverbandes

- konzeptionelle, strukturelle und organisatorische
Weiterentwicklung der Angebote des Kreiskir-
chenamtes und seiner Serviceangebote

- Vertretung des Ev. Kirchenkreisverbandes /des
Kreiskirchenamtes in Rechtsangelegenheiten
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- Planung und Controlling im Bereich der kreis-
kirchlichen Finanz- und Personalwirtschaft

Erwartet werden:
- Erfahrungen mit Leitungstätigkeit / Mitarbeiter-

führung
- ausgeprägte organisatorische und kommunikative

Fähigkeiten sowie soziale Kompetenz
- Verhandlungsgeschick, Zuverlässigkeit, Flexibili-

tät, Verantwortungsbewusstsein
- Bereitschaft und Fähigkeit, in hohem Maße eigen-

verantwortlich zu arbeiten
- Kenntnisse im Kirchen-, Verwaltungs- und Steu-

errecht
- sicherer Umgang mit EDV, insbesondere mit MS

Office
- Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche, Inter-

esse und Beteiligung am kirchlichen Leben
- zeitliche Flexibilität und Bereitschaft, Arbeitszeit

in die Abendstunden und in die Wochenenden zu
verlagern

- Besitz des Führerscheins und die Bereitschaft zum
dienstlichen Einsatz des privaten PKW

Die Stelle hat einen Umfang von 100 Prozent (40 Wo-
chenstunden) und bietet eine vielfältige, abwechs-
lungsreiche und verantwortungsvolle Tätigkeit. Die
Vergütung erfolgt nach der Kirchlichen Arbeitsver-

tragsordnung, bei Vorliegen der tariflichen Voraus-
setzungen in EG 15.
Es wird auf die in der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland gültige Verordnung zur Regelung der
Stellenbesetzungsverfahren privatrechtlicher Anstel-
lungsverhältnisse (StbVO) verwiesen, nachzulesen
unter www.kirchenrecht-ekm.de (ON 715).
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen, gege-
benenfalls einschließlich eines aktuellen Nachweises
der Kirchenzugehörigkeit, wird bis zum 30.4.2020
(Datum des Poststempels) erbeten an den Vorsitzen-
den des Verwaltungsrates Kreiskirchenamt Eisenach,
Superintendent Friedemann Witting, Jüdenstraße 27
99867 GOTHA.
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an Superinten-
dent Friedemann Witting Tel. 03621 30 29 25 oder per
E-Mail: sup.gotha@t-online.de.
Die Bewerbungsunterlagen und -daten werden aus-
schließlich zum Zwecke des Auswahlverfahrens ver-
wendet. Bewerbungsunterlagen werden nur zurück-
gesandt, wenn ein ausreichend frankierter Rückum-
schlag beigefügt ist. Anderenfalls werden die nicht
berücksichtigten Bewerbungsunterlagen nach Been-
digung des Bewerberverfahrens datenschutzgerecht
vernichtet. Bitte reichen Sie Ihre Unterlagen nur als
Duplikat ein.

––––––––––––––

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 3/20   61



62   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 3/20



Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 3/20   63



Postvertriebsstück H 1204
Entgelt bezahlt

DEUTSCHE POST AG
EKD Verlag

Postfach 21 02 20 - 30402 Hannover

Herausgegeben vom Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland in Hannover.
Verantwortl. für die Schriftführung: Oberkirchenrätin Elfriede Abram • Herrenhäuser Straße 12 • 30419 Hannover
• Tel.: (0511) 2796-242 • E-Mail: amtsblatt@ekd.de • Internet: www.kirchenrecht-ekd.de
Das »Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland« erscheint monatlich einmal. Bezug durch die Post.
Bestellungen direkt beim Kirchenamt. Jahresabonnement 24,- €; Einzelheft 2,20 € – einschl. Mehrwertsteuer.
Die Rechtsprechungsbeilage wird ab 2014 nicht mehr als gesondertes Beiheft publiziert. Entscheidungen der
Kirchengerichte sind veröffentlicht in der Rubrik "Rechtsprechung" unter www.kirchenrecht-ekd.de
Bankkonto: Evangelische Bank eG • Konto-Nr. 660 000 (BLZ 520 604 10)
IBAN: DE05 5206 0410 0000 6600 00 • BIC: GENODEF1EK1
Satz und Druck: Kirchenamt der EKD • Herrenhäuser Str. 12 • 30419 Hannover

64   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 3/20




